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Thesenpapier zur Dissertation 
„(Re-)Kommunalisierung von Wohnraum 

 Anforderungen, Herausforderungen und Perspektiven“ 
 eingereicht von Inga Felicitas Jensen. 

1. Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit 

Während eine (Re-)Kommunalisierung im Bereich der netzgebundenen Infrastrukturen zumeist eine Rückübertragung 
von Nutzungsrechten und Netzkonzessionen bedeutet, ist eine (Re-)Kommunalisierung von Wohnungsbeständen 
ungleich komplexer. Ebenso wie andere Infrastrukturen ist Wohnen ein essentielles Grundbedürfnis, das wie 
netzgebundene Infrastrukturen in Herstellung und Instandhaltung aufwendig zu produzieren und von hoher Persistenz 
ist. Allerdings wird Wohnraum deutlich individueller genutzt als netzgebundene Infrastrukturen, während es 
gleichzeitig keine monopolistische Organisation des Wohnens gibt. Dementsprechend muss auch die (Re-
)Kommunalisierung von Wohnraum weitergedacht und entsprechende Instrumente stärker ausdifferenziert werden als 
in anderen Infrastrukturbereichen.  

Vor diesem Hintergrund geht die Dissertationsschrift der Frage nach, wie unter den Bedingungen gewinnorientierter 
und finanzialisierter Wohnungsmärkte und einer zunehmend europäisierten Regulation, (Re-)Kommunalisierungen von 
Wohnraum ermöglicht werden können und welchen Anforderungen sie genügen müssen. Konkret wird hierbei 
untersucht, welche Praktiken überhaupt als (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum verstanden werden können, welche 
Instrumente Kommunen einsetzen können und mit welchen Schwierigkeiten diese verbunden sind. Dementsprechend 
entwirft die Dissertationsschrift eine strategische Perspektive für die (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum, die 
zukünftigen Herausforderungen gewachsen ist. Die Stadt Berlin und die dortigen Auseinandersetzungen um die (Re-
)Kommunalisierung von Wohnraum werden hierbei als Fallstudie in den Blick genommen. 

Neben der umfassenden Beantwortung der Forschungsfragen werden grundlegende Aspekte und Bedingungen der (Re-
)Kommunalisierung von Wohnraum im Kontext der Wohnungsforschung und Infrastrukturtheorie identifiziert. Darüber 
hinaus wird eine Basis für eine Konzeptionalisierung der (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum geschaffen, 
Möglichkeiten einer (Re-)Kommunalisierung der sozialen Wohnraumversorgung aufgezeigt sowie Potentiale und 
Schwächen evaluiert.  

2. Stand der Forschung 

Die Dissertationsschrift nähert sich dem Thema der (Re-)Kommunalisierung von verschiedenen Seiten, weshalb auch 
der Forschungsstand unterschiedliche wissenschaftliche Disziplinen, die empirische Datenlage sowie den 
Diskussionsstand zur Berliner Fallstudie umfasst. Um die aktuellen Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt sowie 
ihre Ursachen nachzeichnen zu können, wird zunächst der Forschungsstand in der (1) interdisziplinären 
Wohnungsforschung, sowie in der (2) der Rechtswissenschaft und der Stadtplanung dargestellt. Zur Annäherung an die 
(Re-)Kommunalisierungsdebatte wird darauffolgend (3) der Debattenstand zu Privatisierungen von technischen und 
netzgebundene Infrastrukturen herausgearbeitet. Sie stellen den Ausgangspunkt für die aktuelle Debatte zur (Re-
)Kommunalisierung von Wohnraum dar. Abschließend wird (4) der Debattenstand in Bezug auf das bearbeitete 
Fallbeispiel Berlin zusammengefasst. Im Folgenden wird der umfassende und interdisziplinäre Forschungsstand der 
Dissertationsschrift komprimiert dargestellt. 

So hat sich in den vergangenen Jahren die interdisziplinär ausgerichtete Wohnungsforschung (1) den aktuellen 
Zuspitzungen auf dem deutschen Wohnungsmarkt und der damit einhergehenden Verknappung leistbaren Wohnraums 
angenommen und vermehrt das Aufkommen einer „neuen Wohnungsfrage“ (Schönig 2013) diskutiert. Im Zentrum der 
Debatte stehen die Ursachen der aktuellen Wohnungsmarktsituation, ihre Folgen und Handlungsmöglichkeiten, um die 
Wohnraumversorgung breiter Bevölkerungsschichten mit leistbarem Wohnraum sicherzustellen (Schipper 2018; 
Schönig et al. 2017; Vollmer/Kadi 2018; Holm 2020a). Schönig et al. (2017: 34) stellen in diesem Zusammenhang eine 
Kommunalisierung der Wohnungspolitik seit der Föderalismusreform 2006 fest, in deren Zuge die Kommunen 
zunehmend zu „Arenen der Wohnungspolitik“ geworden seien, in denen die Ausgestaltung der (sozialen) 
Wohnraumversorgung verhandelt wird. Die Wohnungspolitik der Kommunen werde „wesentlich durch lokale Akteure 
und Rahmenbedingungen, aber auch durch bspw. lokale Traditionen der Wohnungspolitik beeinflusst“ (ebd.) und 
dementsprechend unterschiedlich ausgestaltet. Hierzu gibt es verschiedene Untersuchungen zu konkreten 
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Lösungsansätzen in einzelnen Städten, wobei sowohl Einzelfallanalysen als auch vergleichende Forschungsarbeiten 
vorliegen (vgl. Schipper 2018; Kadi et al. 2021; Vogelpohl et al. 2017). Dabei wird auch die Rolle sozialer Bewegungen 
als Trägerinnen von Lösungsansätzen betrachtet und – zumindest in ihrem lokalen Wirkungskreis – systematisch 
analysiert (Vollmer 2019; Schönig 2020). 

Neben soziologischen und gesellschaftstheoretischen Arbeiten wird die neue Wohnungsfrage zunehmend von 
rechtswissenschaftlichen und stadtplanerischen Arbeiten (2) thematisiert. Sie reichen von der Analyse einzelner 
Instrumente und ihrer Potentiale, etwa in Bezug auf das kommunale Vorkaufsrecht und Milieuschutzgebiete (Sarnow 
2019), bis hin zu Beiträgen, die die Vergesellschaftung von Wohnraum juristisch begründen (Wawzyniak 2020; Rödl 
2020; Röhner 2020; Drohsel 2020). Als zentrale Stellschraube für die Bereitstellung leistbaren Wohnraums unter 
kommunaler Verantwortung wird die Nutzung, Vergabe und Renditeabschöpfung des Bodens angesehen. In diesem 
Zusammenhang werden sowohl in der kommunalen Praxis als auch in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung, 
Instrumente wie die Einführung einer Bodenwertsteuer, Konzeptvergabeverfahren oder die Erbpacht diskutiert 
(Lichtenberg 2020; Licher 2009; Bündnis Fachdialog Erbbaurecht 2019).  

Für den Bereich der technischen Infrastrukturen (3) existiert eine Vielzahl an wissenschaftlichen Publikationen und 
Datenerhebungen, die den aktuellen Umgang mit Privatisierungen, aber auch (Re-)Kommunalisierungsbestrebungen 
und mögliche Instrumente einer Rückführung in Gemeineigentum fokussieren. In diesem Kontext sind die seit 2013 
jährlich von der Unternehmensberatung Ernst &Young herausgegebenen „Kommunenstudien“ zentral. In diesen wird 
betont, dass Infrastrukturprivatisierungen ein probates Mittel sind, um steigenden Haushaltsdefiziten zu begegnen 
(E & Y 2014; 2016; 2017; 2021). Allerdings kommt eine Studie der Universität Leipzig aus dem Jahr 2011 zum Schluss, 
dass bereits ein Drittel der befragten Kommunen eine „Rekommunalisierung“ im Energieinfrastrukturbereich anstreben 
(Institut für den Öffentlichen Sektor 2011: 7, 10). Seither wurden bereits viele (Re-)Kommunalisierungen im Bereich 
der technischen und netzgebundenen Infrastrukturen sowie der Abfallwirtschaft realisiert, von denen einige 
wissenschaftlich untersucht wurden (Berlo/Wagner 2015; Demuth et al. 2018). Damit ergibt  der Blick auf den 
Untersuchungsgegenstand zunächst ein widersprüchliches Bild: Einerseits wird von einem langfristigen (Re-
)Kommunalisierungstrend gesprochen (u.a. Friedländer 2013: 9; 12; Libbe 2014: 71), während andererseits in der 
kommunalen Praxis weiterhin Leistungskürzungen in der öffentlichen Daseinsvorsorge und Privatisierungen an der 
Tagesordnung sind. Um diese Ambivalenz zu verstehen, wurde im Rahmen der Dissertationsschrift ein strukturierender 
und differenzierender Blick auf die wissenschaftliche (Re-)Kommunalisierungsdebatte geworden. Dieser machte 
deutlich, dass die Mehrzahl der Arbeiten, die von einem langfristigen „Rekommunalisierungstrend“ sprechen, lediglich 
einzelne Infrastrukturbereiche, hierbei meist die technischen- und Energieinfrastrukturen fokussieren während Bereiche 
der sozialen Infrastruktur ausgeblendet werden (Bönker et al. 2016; Libbe 2014: 71).  

Bei dem Blick auf die Berliner Fallstudie (4) musste eine Vielzahl an Primär- und Sekundärquellen herangezogen 
werden, um die Auseinandersetzungen um den kommunalen (sozialen) Wohnungsbau Berlins zu rekonstruieren. Hierbei 
wurden die historischen, stadtplanerischen Maximen, die Instrumente und Fördermechanismen auf dem 
Wohnungsmarkt sowie die mietenpolitischen Auseinandersetzungen besonders in den Blick genommen (u.a. Kress 
2017; Vollmer 2019; Welch Guerra 2018; Bodenschatz 1999; Krätke et al. 1984). Zur Aufarbeitung der Mietpreis- und 
wohnungspolitischen Entwicklungen wurden verschiedene wissenschaftliche Beiträge sowie Publikationen der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt (SenStadtUm) sowie der Investitionsbank Berlin (IBB) in Form 
des Mietspiegels und der Wohnungsmarktberichte ebenso wie die Daten von Vermietungsplattformen verwendet. 
Zudem greift die Analyse auf viele jüngere Forschungsarbeiten zurück, die die aktuellen mietenpolitischen 
Auseinandersetzungen seit 2011 und der beteiligten Akteure fokussieren (Kuhn 2014; 2018; Dohnke 2014), sowie auf 
eigene Publikationen der Akteure (Kotti & Co et al. 2015; Kotti & Co/Sozialmieter 2014; Mieterbeirat KMA 2021a, b). 

3. Methoden 

Die Aufbereitung der theoretisch-wissenschaftlichen Diskussion um die (Re-)Kommunalisierung von Gemeingütern 
erfolgt mittels einer qualitativen Literaturanalyse, d.h. der systematischen Sichtung, Klassifizierung und Auswertung 
aktueller Arbeiten zur Infrastrukturtheorie und der (Re-)Kommunalisierung von Infrastrukturen in der Praxis. In 
Anbetracht der Vielzahl an Publikationen in dem Feld bot sich dieses Vorgehen an, um die Debatte systematisch 
aufzuarbeiten und so den Boden für den Blick auf die Wohnraumversorgung zu bereiten. Für die Aufarbeitung der 
Debattenstränge um Wohnraumversorgung als Gemeingut wurde auf graue Literatur in Form von Studien und Beiträgen 
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zurückgegriffen, da dieser Bereich einerseits wissenschaftlich weniger beforscht ist als die (Re-)Kommunalisierung 
technischer und netzgebundener Infrastrukturen und andererseits in der Praxis seltener anzutreffen ist.  

Die empirische Fallstudie beinhaltet eine eingehende Bestandsaufnahme, der für Berlin diskutierten und in der Praxis 
realisierten (Re-)Kommunalisierungskonzepte. Die empirische Basis der Fallstudie stellen die 16 leitfadengestützten, 
teilstandardisierten, qualitativen ExpertInneninterviews mit Akteuren dar, die am (Re-)Kommunalisierungsgeschehen 
beteiligt sind. Die Wahl für qualitativen ExpertInneninterviews wurde an dieser Stelle aus zweierlei Gründen getroffen: 
Einerseits ist bisher nur wenig schriftliches Material zur Wohnraum(re-)kommunalisierung, ihren Umsetzungen und 
Instrumenten vorhanden, so dass es keine ausreichende Grundlage für alternative Methoden, wie etwa eine 
Dokumentenanalyse gegeben hätte. Andererseits wurde die Entscheidung für die Durchführung qualitativer Interviews 
getroffen, um die verschiedenen Vorstellungen und Umsetzungsformen von (Re-)Kommunalisierung sowie ihre 
Akteure ins Zentrum der Betrachtung zu stellen. Da diese sehr subjektiv und von der Rolle und Wahrnehmung der 
einzelnen Akteure in den jeweiligen Prozessen abhängig sind, hätte eine quantitative Erhebung an dieser Stelle ebenfalls 
nicht ausgereicht, um die eingangs formulierten Forschungsfragen beantworten zu können. Zur Auswertung der 
Interviews wurde eine an Denzin und Lincoln (2012) angelehnte Sinnzusammenhang stiftende Auswertung des 
Materials vorgenommen. Darüber hinaus greift die Arbeit auf Medienberichten und anderen Dokumenten zurück, um 
Herausforderungen bei der (Re-)Kommunalisierung des Wohnungsbaus zu ermitteln und subjektive Erinnerungen der 
interviewten Akteure auszugleichen. 

Um die in der Berliner Fallstudie gewonnenen Erkenntnisse abstrahieren zu können, wird im zweiten Teil der Arbeit 
auf die von Andrej Holm (2006, 2011) entwickelte Forschungsheuristik wohnungspolitischer Steuerungsmedien 
zurückgegriffen. Diese definiert die Kategorien Geld-, Recht-, und Eigentumsbeziehungen als zentrale Stellschrauben 
für einen „staatlichen bzw. kommunalen Eingriff in die Wohnungsversorgung“ (Holm 2011: 17). In der vorliegenden 
Dissertation wird die Forschungsheuristik um die Kategorie Wissen ergänzt. Sie wurde dazu genutzt, vor dem 
Hintergrund der Erkenntnisse aus der Fallstudie mögliche Stellschrauben der kommunalen (Re-
)Kommunalisierungspraxis aufzuzeigen und die strategischen Perspektiven im Feld der (Re-)Kommunalisierung des 
Wohnens systematisiert zu eröffnen.  

 
4. Ergebnisse 

Ebenso wie die Forschungsfrage auf verschiedene Aspekte der (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum, ihren 
Herausforderungen, Umsetzungsmöglichkeiten und Perspektiven zielt, können auch die Ergebnisse der Arbeit entlang 
der verschiedenen Teilaspekte skizziert werden. 

1. Anforderungen und Umsetzungsmöglichkeiten von (Re-)Kommunalisierungen von Wohnraum: Ein Blick in 
die Praxis der Wohnraum(re-)kommunalisierung zeigt, dass Formen und Instrumente deutlich diverser sind als im 
Bereich der netzgebundenen Infrastrukturen. Demensprechend ist auch das Spektrum dessen, was zur 
Rekommunalisierung gehört und wie diese umgesetzt wird ungleich breiter als in den Bereichen technischer und 
netzgebundener Infrastrukturen und erstreckt sich über die Neugründung kommunaler Wohnungsunternehmen, 
Bestandsankäufe und die Neubauförderung bis hin zur Einrichtung sozialer Erhaltungsgebiete. Eine besondere 
Rolle kommt hierbei der aktiven MieterInnenbewegung zu, deren Vermögen, progressive Forderungen in die 
Wohnungspolitik auf kommunaler und Landesebene einzuschreiben und bestimmte (Re-
)Kommunalisierungspraxen, wie etwa Vorkäufe zu etablieren, maßgeblich dazu beigetragen haben das (Re-
)Kommunalisierungsspektrum sowie den Instrumentarienkoffer der (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum zu 
erweitern. 

Die Antwort auf den Teil der Forschungsfrage, der darauf fokussiert, welchen Anforderungen der  
(re-)kommunalisierte Wohnungsbau genügen muss, ließ sich aus den in der Fallstudie herausgearbeiteten 
Herausforderungen und Konfliktfeldern ableiten. So muss ein (re-)kommunalisierter Wohnungsbau als ein Teil der 
kommunalen Daseinsvorsorge verstanden werden, dessen Aufgabe es ist, einerseits auf die aktuelle Verknappung 
(leistbaren) Wohnraums zu reagieren und andererseits sicherzustellen, dass breite Bevölkerungsschichten mit 
qualitativem und leistbarem Wohnraum versorgt werden können. (Re-)Kommunalisierter Wohnraum muss nicht 
nur hinsichtlich der Mietpreis(entwicklung) sozial ausgerichtet sein und als Gegengewicht zur aktuellen 
Mietpreisentwicklung am freien Markt fungieren, sondern entgegen der Praxis renditeorientierter privater 



 4 

Wohnungsunternehmen auch demokratische Partizipationsmöglichkeiten für MieterInnen bieten. Eine weitere 
Anforderung ist die Ausgestaltung der (Re-)Kommunalisierung entlang der geltenden rechtlichen 
Rahmenbedingungen wie dem europäischen Wettbewerbsrecht. Die Kommunen können in ihrer lokalen Praxis 
durchaus die ihnen zur Verfügung stehenden juristischen Spielräume nutzen, um etwa die 
Bestandserweiterungspraxis voranzutreiben.  

 
2. (Re-)Kommunalisierungsverständnis der beteiligten Akteure: Es wurde offensichtlich, dass sich das (Re-

)Kommunalisierungsverständnis der interviewten ExpertInnen in Bezug auf die jeweiligen (Re-
)Kommunalisierungsprojekte stark unterscheidet und von pragmatisch-technokratischen Perspektiven bis zu 
gesellschaftlich-politischen Vorstellungen von (Re-)Kommunalisierungen reicht. Ein pragmatisch-
technokratisches Verständnis konnte im Kern vor allem bei den Landeseigenen Wohnungsunternehmen (LWU) 
festgestellt werden, die primär die politische Entscheidung zum Ankauf sowie die beim Erwerb zum Einsatz 
kommenden Instrumente als (Re-)Kommunalisierung verstehen. Zivilgesellschaftliche Akteure hingegen 
definieren die (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum sowie die damit verbundenen Ziele zumeist breiter, 
weshalb ihr Verständnis von dem der Daseinsvorsorge bis hin zur Zielvorstellung der Dekommodifizierung und 
Vergesellschaftung von Wohnraumreicht.  

3. (Re-)Kommunalisierungsinstrumente und damit verbundene Schwierigkeiten: Zu den in Berlin zu 
beobachtenden (Re-)Kommunalisierungspraxen gehören der direkte Bestandsankauf durch die LWU, der Ankauf 
von Beständen über das kommunale Vorkaufsrecht durch LWU oder vorkaufsberechtigte Dritte, der Ankauf von 
Beständen mittels des gestreckten Erwerbs, Neubau, Modellprojekte zur Selbstverwaltung in kommunalem 
Eigentum und durch die Genossenschaft DIESE eG. Die Praxen gehen mit unterschiedlichen Herausforderungen 
einher und bedienen sich verschiedener rechtlicher und finanzieller Mittel. 

Zu den juristischen Instrumenten zählen hierbei, die Milieuschutzgebiete nach §172 BauGB in welchem die 
Bezirke und Kommunen einen Genehmigungsvorbehalt bei Umwandlungen und Sanierungen haben. Auch konnten 
sie in der Vergangenheit mittels §24 Abs.1 Nr.4 BauGB von ihrem Vorkaufsrecht in den sozialen 
Erhaltungsgebieten Gebrauch machen. Ein weiteres juristisches Instrument ist das Vorkaufsrecht der MieterInnen 
nach §577 BGB, welches auch für einen gestreckten Erwerb genutzt werden kann, sowie die Vergesellschaftung 
nach Artikel 15GG. Während ersteres in der Praxis nicht final zur Anwendung kam, da vorab eine andere Lösung 
zur Übertragung der Bestände (zumindest anteilig) in das Eigentum einer LWU gefunden wurde, ist die Debatte 
über die Anwendung und Umsetzbarkeit einer Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen in Berlin 
weiterhin in Gange. Die finanziellen und fiskalpolitischen Herausforderungen für (Re-
)Kommunalisierungsvorhaben ergeben sich einerseits durch die 2006 vom Bund übertragene finanzielle 
Zuständigkeit der Kommunen für die Wohnbauförderungen (Föderalismusreform) und andererseits durch die seit 
2011 geltende Schuldenbremse. Sie wirken sich entscheidend auf die Handlungsfähigkeit der Kommunen in Bezug 
auf die Bestandserweiterung im (sozialen) Wohnungsbau aus. In Berlin wurde 2019 die 
Wohnungsneubauförderung (WFB19) aufgelegt und so verschiedene Förderwege bei der Bereitstellung mietpreis- 
und belegungsgebundenen Wohnraums ausgewiesen. Obwohl der Adressatenkreis der Förderung relativ weit 
gefasst ist, nehmen primär die LWU die Förderung in Anspruch. 

4. Strategische Perspektiven für die (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum: Bei der Entwicklung der 
strategischen Perspektiven wurde erneut auf die Forschungsheuristik wohnungspolitischer Steuerungsmedien 
zurückgegriffen und entlang der Kategorien Geld, Recht, Eigentum und Wissen und mit den Erkenntnissen aus der 
Fallstudie mögliche Stellschrauben der kommunalen (Re-)Kommunalisierungspraxis aufgezeigt. Zu diesen 
gehören unter anderem die Ausweitung des Berechtigtenkreises der Wohnbauförderung, die Einrichtung von 
Ankauffonds auf kommunaler Ebene, eine aktive und strategische Bodenbevorratung in den Kommunen, die 
Nutzung von (individuellen) Vorkaufsrechten zur Umsetzung des gestreckten Erwerbs, die Einführung und 
Umsetzung einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit sowie die Ermöglichung von Wissenstransfers auf allen 
Ebenen. 

Insgesamt wurde deutlich, dass der kommunale Instrumentenkoffer mit dem Ziel der (Re-)Kommunalisierung und 
Bestandserweiterung multiskalar aufgestellt sein muss, um eine signifikante Wirkung zu entfalten. Das 
Zusammenspiel verschiedener Stellschrauben ist demnach entscheidend. 
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Abschließend lässt sich festhalten, dass die aktuelle (Re-)Kommunalisierungspraxis und die zum Einsatz kommenden 
Instrumente vielfältig sind und mit einer Vielzahl an Herausforderungen einhergehen. Während Instrumente wie der 
Neubau, Neugründungen von Wohnungsunternehmen oder Bestandsankauf bundesweit zu den kommunalen Praktiken 
der Bestandserweiterung zählen, haben sich in Berlin durch den Druck sozialer Bewegungen spezifische Formen der 
(Re-)Kommunalisierungspraxis ausgebildet, auf diese Weise das Instrumentarium erweitert und die (Re-
)Kommunalisierung diversifizierter Bestände ermöglicht. Sie fungieren als Blaupausen, die aufzeigen, wie eine (Re-
)Kommunalisierung von Wohnraum aussehen kann und eröffnen ein Möglichkeitsfenster für zukünftige (Re-
)Kommunalisierungen bundesweit.  

Diese (Re-)Kommunalisierungspraktiken führen jedoch zu Konflikten, da sie mit lokal wirkenden Austeritätsprinzipien 
und einer marktliberalen Inwertsetzungslogik brechen. Insbesondere die landeseigenen Wohnungsunternehmen stehen 
in einem Spannungsverhältnis zwischen Marktschaffung und Marktregulierung. So wirken sie einerseits durch ihre 
Ankauf- und Neubauaktivität preisdämpfend auf den Wohnungsmarkt und sorgen auch im Bestand für leistbare Mieten. 
Gleichzeitig sind sie selbst als Marktteilnehmer auf dem Wohnungsmarkt aktiv, zahlen Höchstpreise für den Erwerb 
von Immobilien über das kommunale Vorkaufsrecht, disqualifizieren MieterInnenbeteiligung als Wettbewerbsnachteil 
und werden ihrerseits mit ihrer Bestandserweiterungspolitik zu einem kalkulierten Teil privater Marktstrategien.  

Die (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum allein führt somit nur zu einer punktuellen Abkehr von den neoliberalen 
Inwertsetzungspraxen im Bereich der Wohnraumversorgung. Mit einzelnen Instrumenten, welche insbesondere auf den 
Druck der MieterInnenbewegung zurückgehen, gelingt es zwar, Wohnraum zu dekommodifizieren, in Teilen zu 
demokratisieren und an die räumlichen Gegebenheiten angepasste, individuelle Formen der (Re-)Kommunalisierung zu 
schaffen. Gleichzeitig führt eine (Re-)Kommunalisierung im Bereich der Wohnraumversorgung, welche lediglich 
darauf zielt, Bestände in Landeseigentum zu überführen, nicht notwendigerweise dazu, dass sie marktfern organisiert 
und langfristig vor einer erneuten Privatisierung geschützt ist. Um dies zu erreichen, braucht es weiterhin den Druck der 
MieterInnenbewegung mit weitreichenden Forderungen nach demokratisch verwaltetem, diskriminierungsfreiem, 
leistbarem, gutem und zentralem Wohnraum und für ein Recht auf Wohnen für alle. 

5. Ansätze für weiterführende Forschung  

Im Jahr 2018 argumentierten Vollmer und Kadi (2018), dass in Berlin zwar eine Abkehr von der neoliberalen 
Wohnungspolitik zu verzeichnen sei, sich bisher jedoch noch keine Trendwende hin zu einer postliberalen 
Wohnungspolitik vollzogen habe. Ohne der Debatte vorweggreifen zu wollen, wäre es lohnenswert, mit Blick auf neue 
Instrumente zur Wohnraum(re-)kommunalisierung, der Entscheidung zu Mietendeckel, den Auseinandersetzungen um 
das kommunale Vorkaufsrecht sowie den Volksentscheid zur Wohnraumvergesellschaftung zu diskutieren, inwiefern 
noch von einem postneoliberalen Wandel in der Berliner Wohnungspolitik ausgegangen werden kann. Es ist 
unbestritten, dass es noch weitere Ansatzpunkte zu einer Dekommodifizierung und Demokratisierung des Wohnens 
gibt, die bisher noch nicht umgesetzt werden. Hierzu gehört ein langfristiger Schutz der landeseigenen 
Wohnungsbestände vor Privatisierung oder ein konsequenter Ankauf zum geminderten Kaufpreis nach §28 Abs. 3 Satz 
1 BauGB, der dazu führen würde, dass die LWU nicht weiter an der Spekulationsspirale der Immobilienpreise mitdrehen 
und ein Stück weit aus dem Spannungsverhältnis zwischen ihrer Rolle als Marktakteur und Bereitsteller sozialen 
Wohnraums herausgelöst würden.  
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